
P R Ä A M B E L (Vorschlag zu B-Plan Nr. 41 Gemeinde Rieste, Stand 10.06.2020) 
Aufgrund des § 1 Abs.3 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB), des § 84 Abs. 3 der Niedersächsischen 
Bauordnung (NBauO) und der §§ 10 und 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) 
hat der Rat der Gemeinde Rieste diesen Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung und den nachste-
henden textlichen Festsetzungen sowie den nachstehenden örtlichen Bauvorschriften über die Gestaltung (Ge-
stalterische Festsetzungen), in der Sitzung am  ....................  als Satzung beschlossen. 
 
 
P L A N U N G S R E C H T L I C H E     F E S T S E T Z U N G E N 
1. In den Flächen für Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen (passiver Lärmschutz 

PLS ) müssen, als Vorkehrungen gegen den Verkehrslärm von Bahnstrecke, bei Errichtung, Erweiterung, 
Änderung oder Nutzungsänderung von Gebäuden in den nicht nur zum vorübergehenden Aufenthalt von 
Menschen vorgesehenen Räumen die Anforderungen an das resultierende Schall-Dämmmaß (erf. R'W,res) 
gemäß DIN 4109 - Schallschutz im Hochbau - wie folgt erfüllt werden:  
 

PLS III ( = Lärmpegelbereich III, maßgeblicher Außenlärmpegel 65 dB(A))  
Aufenthaltsräume von Wohnungen:   erf.R’w,res = 35 dB  
Büroräume oder ähnliches:   erf.R’w,res = 30 dB  
 

PLS II ( = Lärmpegelbereich II, maßgeblicher Außenlärmpegel 60 dB(A))  
Aufenthaltsräume von Wohnungen:   erf.R’w,res = 30 dB  
Büroräume oder ähnliches:   erf.R’w,res = 30 dB  
 

In den Bereichen zwischen der Bahnstrecke und der gekennzeichneten Verkehrslärm-Isophone (Beurtei-
lungspegel nachts Lr = / > 50 dB(A) nachts) sind für Fenster von Schlafräumen bzw. von zum Schlafen ge-
eigneten Räumen schalldämmende Lüftungssysteme vorzusehen, die die Gesamtschalldämmung der Au-
ßenfassade nicht verschlechtern. Die schalldämmende Lüftung ist nicht erforderlich, wenn zusätzliche 
Fenster in den Bereichen vorgesehen sind, die keine Überschreitung der Orientierungswerte gemäß DIN 
18005 –Schallschutz im Städtebau- aufweisen. (Das Gutachten liegt noch nicht vor!!!!) 

 

2. Die Höhe des fertigen Erdgeschossfußbodens darf, gemessen von Oberkante Mitte der fertigen, das Bau-
grundstück erschließenden Straße bis Oberkante fertiger Erdgeschossfußboden, in der Mitte des Gebäudes 
an der Straßenseite 0,50 m nicht überschreiten. 

 

3. Die Firsthöhe bzw. maximale Gebäudehöhe wird für Gebäude mit Sattel-, Walm- und Krüppelwalmdach auf 
max. 8,50 m, bei Gebäuden mit Pultdach (höhere Pultdachseite) auf max. 8,00 m und bei Gebäuden mit 
Flachdach auf 6,50 m über Oberkante fertiger Erdgeschossfußboden festgesetzt.  

 

4. Die Traufenhöhe, gemessen von Oberkante fertiger Erdgeschossfußboden bis zum Schnittpunkt der Au-
ßenkante des aufgehenden Außenmauerwerks mit der Dachhaut, darf 6,50 m nicht überschreiten. 

 

5. Im WA1 ist ein zweites Vollgeschoss zulässig, wenn die festgesetzte maximale First- und Traufenhöhe nicht 
überschritten wird. 

 

6. Für die abweichende Bauweise gilt folgendes: Gebäude sind nur in offener Bauweise als Einzel- und Dop-
pelhäuser (WA1, WA2), im WA2 zudem auch als Hausgruppen zulässig. Die Länge der in Satz 1 bezeich-
neten Hausformen darf höchstens 25,0 m betragen. 

 

7. Separate Kellerwohnungen sind unzulässig. 
 

8. Das auf den privaten Grundstücksflächen anfallende Oberflächenwasser ist über geeignete Versickerungs-
einrichtungen auf dem jeweiligen Grundstück in den Untergrund zu versickern. Hierbei ist das DWA-
Regelwerk (Arbeitsblatt DWA-A 138, Merkblatt DWA-M 153) zu beachten. Die Errichtung eines Speichers 
und die Entnahme von Brauchwasser bleiben hiervon unberührt. (Die Wassertechnische Voruntersu-
chung liegt noch nicht vor!!!) 

 

9. Die Grundflächenzahl darf gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO von Garagen u. Stellplätzen mit ihren Zufahrten, 
Nebenanlagen i. S. des § 14 BauNVO sowie den baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, 
durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, um bis zu 30 % überschritten werden, wenn folgende 
Voraussetzungen erfüllt werden: Stellplätze u. Zufahrten sind ganzheitlich wasserdurchlässig zu befestigen, 
z. B. mit breitfugig verlegtem Pflaster oder Rasengittersteinen (mind. 25 % Fugenanteil) oder Schotterrasen. 

 

10. Je angefangene 1000 m² Baugrundstück ist auf dem jeweiligen Grundstück mind. ein hochstämmiger Laub-
baum (darunter fallen auch Obstbäume) zu pflanzen (Stammumfang in 1,0 m Höhe mind. 14 cm). 

 

11. Bei allen im Bebauungsplan festgesetzten Gehölzpflanzungen sind nur standortgerechte heimische Gehölze 
gemäß der Liste des Umweltberichtes zulässig. 

 

12. Flachdächer (0 - 10 Grad Dachneigung) sind mit einem Anteil von mindestens 85 % der Dachfläche fachge-
recht zu bepflanzen (mindestens extensiv) und so dauerhaft zu unterhalten. Anlagen zur Gewinnung von 
Solarenergie sowie für erforderliche technische Dachaufbauten sind - auch zu Lasten der Dachbegrünung - 
zulässig. 

 



13. Zur Vermeidung erheblicher Beeinträchtigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten geschützter Tierarten 
darf die Beseitigung von Gehölzbeständen und Gräben ausschließlich in der Zeit vom 01.10. bis zum 28.02. 
erfolgen. Ganzjährig zulässig sind schonende Form- und Pflegeschnitte zur Beseitigung des Zuwachses der 
Pflanzen oder zur Gesunderhaltung von Bäumen.   
Zur Vermeidung einer direkten Tötung von Vögeln darf zudem auch die restliche Freimachung des Baufelds 
nur in der Zeit vom 01. Oktober bis 28. Februar vorgenommen werden.   
Nach der Baufeldräumung angelegte kurzrasige Scherrasen dürfen jedoch auch in der Zeit vom 01. März 
bis 30. September abgeschoben werden, da hier keine Fortpflanzungs- und Ruhestätten planungsrelevanter 
Tierarten zu erwarten sind und etwaige flugunfähige Jungvögel dort rechtzeitig erkannt werden können..   
Hierdurch können der direkte Verlust bei Vögeln (Tötung oder Verletzung von nicht flugfähigen Jungvögeln, 
Zerstörung von Gelegen etc.) sowie erhebliche Beeinträchtigungen der Lebensstätten von Vögeln und Fle-
dermäusen weitgehend vermieden werden. (Das Artenschutzgutachten muss noch aktualisiert wer-
den!!!!) 

 

14. Aus Gründen des Fledermausschutzes muss die Beleuchtung des Plangebietes, insbesondere der Stra-
ßenseitenräume, sparsam und nach den neuesten Standards erfolgen. Zu verwenden sind Natriumdampf-
Niederdrucklampen (NA) oder LED-Lampen mit einem begrenzten, zum Boden gerichteten Lichtkegel. Der 
Spektralbereich der Lampen muss zwischen 570 und 630 mm liegen. Sollten Leuchtstoffröhren verwendet 
werden, sind Röhren mit dem Farbton „warmwhite“ zu verwenden. Darüber hinaus sind mehrere schwäche-
re, niedrig angebrachte Lichtquellen wenigen starken Lichtquellen auf hohen Masten vorzuziehen. Kugel-
lampen dürfen nicht verwendet werden. (Das Artenschutzgutachten muss noch aktualisiert werden!!!!) 

 

15. Zuordnung von Ausgleichsmaßnahmen (§ 9  Abs. 1a BauGB) 
Mit der Aufstellung dieses Bebauungsplanes werden Eingriffe in den Naturhaushalt vorbereitet. Die externe 
Kompensation erfolgt auf von der Gemeinde Rieste zur Verfügung stehenden Flächen des Kompensations-
flächenpools „Hof Wittefeld“. Zu Kompensieren sind XX.XXX Werteinheiten (gemäß Osnabrücker Kompen-
sationsmodell). Die Flächen und Maßnahmen zum Ausgleich an anderer Stelle, also außerhalb der 
Grundstücke, auf denen Eingriffe zu erwarten sind, werden den Eingriffsgrundstücken im Geltungsbereich 
dieses Bebauungsplanes gem. § 9  Abs. 1a Satz 2 BauGB im Ganzen zugeordnet. (Die Eingriffs-
Ausgleichs-Bilanzierung muss erst noch erstellt werden!!!!) 

 

 
 
G E S T A L T E R I S C H E     F E S T S E T Z U N G E N 
(Örtliche Bauvorschriften – gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 84 Abs. 3 NBauO) 
 
1. Die Dachausbildung muss im WA1 als Sattel-, Walm-, Krüppelwalm- oder Pultdach erfolgen. Im WA2 sind 

nur Pult- und Flachdächer zulässig. Die Dachneigung muss bei Sattel-, Walm- und Krüppelwalmdächern 
mindestens 30 Grad, bei Pultdächern mindestens 15 Grad betragen. Garagen gem. § 12 BauNVO und Ne-
bengebäude gem. § 14 BauNVO können auch im WA1 mit Flachdach errichtet werden. 

 

2. Bei Doppelhaushälften eines Doppelhauses sowie bei Häusern einer Hausgruppe (Reihenhäuser) sind die 
Erdgeschossfußbodenhöhe, die Trauf- und Firsthöhe (bei Sattel-, Walm-, Krüppelwalm- und Pultdächern) 
bzw. die maximale Gebäudehöhe (beim Flachdach) sowie die Dachneigung gleich auszuführen. Dachauf-
bauten sind nur mit gleichem Material und in der gleichen Bauform zulässig; Fassaden und Dacheinde-
ckungen müssen im Material und Farbton gleich sein. 

 

3. Einfriedungen im Vorgartenbereich - Bereich zwischen Straßenverkehrsfläche und vorderer Bauflucht,  sind 
nur als Heckenpflanzung und nur bis maximal 0,80 m über Straßenoberkante zulässig. Zäune (u.a. Ma-
chendrahtzäune, Jägerzäune, Stabgitterzäune etc.) sind zulässig, wenn sie in die Hecke integriert und durch 
die Heckenpflanzen verdeckt sind. Für die Heckenpflanzung sind Gehölze derselben Gattung und Art aus 
der nachfolgenden Gehölzliste zu wählen:  
 
Botanischer Name: Deutscher Name: 
Acer campestre Feldahorn 
Carpinus betulus Hainbuche 
Fagus sylvatica Rotbuche 
Taxus baccata Europäische Eibe 

 

4. Im Vorgartenbereich (Bereich zwischen vorderer Bauflucht und nächstliegender öffentlicher Straßen-
verkehrsfläche) sind die nicht überbauten Flächen der Grundstücke als Grünflächen oder gärtnerisch anzu-
legen. Vegetationsfeindliche Schotter-, Splitt- oder Kiesflächen sind nicht zulässig; hiervon sind Steingärten 
ausgenommen. [Definition Steingarten: Nach dem Vorbild einer Hochgebirgslandschaft angelegte Pflanzan-
lage, hauptsächlich mit Pflanzen der Gebirgsvegetation, eingebettet in Natursteinen unterschiedlicher Grö-
ße.] 

 
 
Rieste, den  ........................ 
 
 
........................................................... 
Bürgermeister 
 


